
 
 
 

Fünf Jahre DIGNITAS -Deutschland / Festvortrag vom 4. Oktober 2010 
 

Sterbehilfe – eine Machtfrage? 
__________________________ 

 
Ludwig A. Minelli, 1. Vorsitzender 

 

Liebe Mitglieder unseres hannoverschen Vereins DIGNITAS, 

Sehr verehrte Damen und Herren, 

 
Vor acht Tagen, am 26. September 2010, jährte sich der Tag der Gründung 

unseres Vereins «DIGNITAS – Menschenwürdig leben – Menschenwürdig ster-
ben (Sektion Deutschland) e.V.» zum fünften Male. Dieses Gründungstages ge-
denken wir heute. Wir feiern diesen Tag zwar nicht im Sinne eines Jubiläums. 
Aber wir sind uns dessen bewusst, dass es uns mittlerweile nicht nur seit fünf 
Jahren gibt, sondern dass es uns nach diesen fünf Jahren immer noch gibt.     

Nach nur fünf Jahren der Existenz einer Organisation gibt es in aller Regel 
eher wenig zu feiern. Wir nutzen diese Gelegenheit, um einen Blick zurück auf 
die vergangenen fünf Jahre zu werfen und dabei kurz inne zu halten. Und mit 
diesem Rückblick und diesem Innehalten verbinden wir dann auch einige grund-
sätzliche Überlegungen.  

Erinnern wir uns zuerst an den Montag des 26. September 2005 in diesem 
Saal. Noch bevor die damaligen sieben Gründungsmitglieder den Entwurf der 
Satzung genehmigt und die Wahl der Organe des Vereins vorgenommen hatten 
und durch diese Rechtsakte die Persönlichkeit unseres Vereins überhaupt ent-
standen war, zirkulierte in den deutschen Medien und in diesem Saal bereits eine 
gemeinsame Erklärung zweier hochrangiger hannoverscher Persönlichkeiten. 
Diese gaben in jener Erklärung vor, bereits zu wissen, was unser Verein be-
zweckt. Und sie verurteilten dies denn auch schon im Voraus.  

Die Erklärung stammte von der damaligen Ministerin für Soziales, Frauen, 
Familie und Gesundheit des Landes Niedersachsen, Frau Dr. med. Ursula von 
der Leyen, und der damaligen Landesbischöfin der Evangelisch-lutherischen 
Landeskirche Hannovers, Frau Dr. theol. Margot Käßmann.  
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In der Erklärung meinte Frau Käßmann: «Sterben ist ein gewichtiges Thema, 
das nicht verdrängt werden darf. Nur allzu oft werden Todkranke mit ihren 
Wünschen und Ängsten in unserem Land ausgegrenzt. An diesem Punkt müssen 
wir ansetzen. Deshalb halten wir den Weg, den das Unternehmen Dignitas ein-
schlägt, für völlig falsch»  

Frau von der Leyen führte in der Erklärung aus: «Dignitas setzt nur auf den 
schnellen Tod. Damit schlägt Dignitas die Tür zu, das Sterben als ein Stück Le-
ben zu begreifen und es als wichtige Zeit anzunehmen».   

Unten auf der Strasse demonstrierte der Geschäftsführende Vorstand der 
Deutschen Hospiz-Stiftung, Eugen Brysch, zusammen mit einigen Getreuen ge-
gen «das Geschäft mit dem Tod» mit medienwirksam aufgesetzten Totenkopf-
masken – ein Bild, das dank der Bildersucht moderner Medien selbstverständ-
lich millionenfach Verbreitung fand.  

Der katholische Fuldaer Bischof Heinz Josef Algermissen erklärte, aktive 
Sterbehilfe, oder besser: Euthanasie, sei «ein tragischer Irrtum, weil es doch eine 
Alternative gibt: statt das Töten zur Therapie zu erheben – die umfassende Zu-
wendung als Antwort auf den Schrei nach Hilfe bei der letzten Etappe des Le-
bens». 

Unvermeidlich war auch eine Äußerung des Präsidenten der Bundesärzte-
kammer, Professor Jörg-Dietrich Hoppe, die er bereits einige Tage vorher, ge-
wissermassen auf Vorrat, gemacht hatte: «Für uns Ärztinnen und Ärzte wird 
auch in Zukunft die Maxime gelten: Der Patient hat das Recht auf einen würdi-
gen Tod, aber er hat nicht das Recht, getötet zu werden. Aktive Sterbehilfe leh-
nen wir Ärztinnen und Ärzte deshalb kategorisch ab.» 

Und schliesslich tönte die Sprecherin des niedersächsischen Justizministeri-
ums, Jutta Rosendahl: «Wir werden den Verein mit Hilfe der Polizei gut beob-
achten. Der Rat zum Selbstmord ist nicht strafbar, aber die Grenze zur aktiven 
Sterbehilfe darf nicht überschritten werden.» 

Dasselbe Ministerium ließ aus dem Munde der damaligen niedersächsischen 
Justizministerin Elisabeth Heister-Neumann am Tage nach der Gründung unse-
res Vereins erklären, es prüfe vor dem aktuellen Hintergrund der Gründung des 
deutschen Vereins DIGNITAS, ob durch die Schaffung eines neuen Straftatbe-
standes dem Handeln von geschäftsmäßig agierenden Sterbehilfeorganisationen 
Einhalt geboten werden kann. 

Die «organisierte Förderung von Selbstmord» könne nicht toleriert werden. 
Die Niedersächsische Justizministerin Elisabeth Heister-Neumann überlege des-
halb eine Gesetzesinitiative, mit der «die professionelle Vermittlung von Gele-
genheiten zur Selbsttötung in Deutschland künftig strafbar sein soll». 

Heister-Neumann zeigte sich besorgt über die Vereinsgründung von DIGNI-

TAS in Hannover und erklärte: «Mit dem Leid anderer Menschen macht man 
keine Geschäfte und schon gar nicht, wenn es um deren Leben geht. Es darf kei-
ne Einbahnstraßenberatung geben, bei der es nur darum geht, den Betroffenen 
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möglichst problemlos zum Tod zu verhelfen. Das ist ethisch verwerflich. Echte 
Alternativen werden nicht aufgezeigt.» 

Niemandem werde das Recht auf Selbstbestimmung beschnitten. Mit der Pa-
tientenverfügung könne schon heute jeder verhindern, dass sein Leben durch 
Maschinen verlängert wird. Darüber hinaus leisteten die Hospize wertvolle Ar-
beit bei der Sterbebegleitung, um den Patienten einen würdevollen Tod zu er-
möglichen. 

Sie haben sicher bemerkt, dass alle diese Reminiszenzen sich auf die weni-
gen Tage vor unserer Gründung und einen Tag nach unserer Gründung bezogen 
haben. Und bei einigen der genannten Namen habe ich ein Schmunzeln auf Ih-
ren Gesichtern gesehen. 

Frau Justizministerin Elisabeth Heister-Neumann wechselte 2008 ins Kul-
tusministerium, das sie 2010 verließ. Frau Landesbischöfin Käßmann hat eben-
falls im Jahre 2010 ihr Amt als Landesbischöfin sowie das Amt der Vorsitzen-
den der Evangelischen Kirche Deutschlands aufgegeben, Hannover verlassen, 
und lebt jetzt in Berlin. 

Ebenfalls nach Berlin hat Frau Ursula von der Leyen ihren Wirkungsort ver-
legt; sie ist jetzt Bundesministerin für Arbeit und Soziales.  

Wir dagegen sind noch immer da, mitten in Hannover. 

Allen Äusserungen dieser Personen, die ich in diesem ersten Abschnitt zitiert 
habe, liegt eine wesentliche Tatsache zugrunde: Keine einzige dieser Personen 
wusste wirklich, worum es bei DIGNITAS geht. Keine einzige dieser Personen hat 
sich jemals darum bemüht, zu wissen, was DIGNITAS wirklich tut. Und schliess-
lich: einige dieser Personen fälschten mit Absicht die wenigen Tatsachen, die sie 
kannten, um ihr eigenes Weltbild nicht gefährden zu müssen. Angebote zu Ge-
sprächen wurden nicht abgelehnt, sie wurden gar nicht zur Kenntnis genommen.  

Aber, so höre ich einen Einwand, wie hätte man vor fünf Jahren DIGNITAS 
denn überhaupt kennen können, da ja der Verein damals eben erst gegründet 
worden ist?  

Nun, die Gründung des hannoverschen Vereins DIGNITAS war auf einige wa-
che Personen in Deutschland zurückzuführen. Sie beobachteten, wie nach der 
Gründung des schweizerischen Vereins «DIGNITAS - Menschenwürdig leben – 
Menschenwürdig sterben» in Zürich zunehmend schwer kranke Menschen aus 
Deutschland in die Schweiz gereist sind, um dort ihr eigenes und zu beschwer-
lich gewordenes Leben sicher und schmerzlos beenden zu können. Diese wa-
chen Personen haben es als Schande empfunden, dass Deutschen in Deutschland 
eine solche Möglichkeit noch immer verwehrt wird. Sie sind deshalb an DIGNI-

TAS in der Schweiz herangetreten mit dem Wunsch, in Deutschland einen analo-
gen Verein zu gründen. Dieser soll dafür kämpfen, das in der Schweiz seit etwa 
1985 Mögliche auch in Deutschland durchzusetzen: den sicheren, schmerzlosen, 
begleiteten Suizid dann, wenn das Leben für einen Menschen nach sorgfältiger 
Abwägung zu schwer geworden ist.  
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Diesem Wunsche gegenüber zeigte sich der schweizerische Verein DIGNITAS 
offen. So kam es denn vor fünf Jahren zu dieser Gründung in Hannover. 

Wer damals wissen wollte, wie DIGNITAS funktioniert, hatte dazu jede er-
denkliche Möglichkeit. Der Schweizer Verein DIGNITAS führte schon damals im 
Internet eine Website. Auf dieser Website wurden insbesondere auch Vorträge, 
die über das Wirken von DIGNITAS gehalten worden sind, veröffentlicht.  

So etwa hieß es in einem Vortrag, der am 41. Ärztefortbildungskurs der 
Lungenliga Zürich – Davos 17.-19. Januar 2002 gehalten worden war, und 
der seit jenem Datum in Internet abrufbar war, wörtlich: 

«Zuerst selbstverständlich Beratung zum Leben hin 

DIGNITAS begrüsst alle Schritte, die dazu führen, dass derjenige Teil 
der Menschen, welche solche Hilfe anbegehrt, so klein wie nur immer 
möglich gehalten werden kann, solange diese Schritte die Würde der 
Person beachten. In der täglichen Beratung Sterbewilliger steht auch 
bei DIGNITAS dieses Bestreben immer im Vordergrund, und es hat oft 
dauerhaften oder wenigstens vorübergehenden Erfolg.  

DIGNITAS ist ohnehin nicht einfach eine «Sterbehilfe-Organisation». 
Der volle Name «DIGNITAS – Menschenwürdig leben – Menschenwür-
dig sterben» sagt dies bereits aus. DIGNITAS will menschenwürdiges 
Leben schützen, aber auch dann zur Verfügung stehen, wenn dieses 
für einen Menschen nicht mehr als realisierbar erscheint und somit 
menschenwürdiges Sterben angesagt ist. Ausserdem betrachtet 
DIGNITAS die Dienstleistung, die im Zurverfügungstellen einer Patien-
tenverfügung besteht, als bedeutender. Sie sorgt dafür, dass passive 
Sterbehilfe leichter durchführbar wird, wenn einem Menschen etwas 
zustößt, das ihn seiner Äußerungsfähigkeit beraubt und er gleichzei-
tig sich in einem Zustand befindet, der – lässt man der Natur den Lauf 
– zum Tode führt, und der durch therapeutische Massnahmen kaum 
so verändert werden kann, dass nach einer bloßen Stabilisierung des 
Lebens auch dessen Qualität wieder einigermassen hergestellt sein 
wird.» 

Wer somit, wie damals die Damen von der Leyen, Käßmann, Heister-
Neumann, DIGNITAS unterstellten, es gehe «diesem Unternehmen» nur um den 
schnellen Tod, und darum, «mit dem Tod Geschäfte zu machen», muss sich vor-
halten lassen, aufgrund bewusst in Kauf genommener ungenügender eigener Un-
terrichtung anderen Übles nachgesagt zu haben.  

Wer gar, wie dies Professor Hoppe seit Jahren beinahe schon gebetsmühlen-
artig tut, oder wie es Bischof Algermissen tat, das Verb «töten» verwendet, an-
statt richtigerweise das rückbezügliche Verb «sich töten», ist nichts weiter als 
ein übler Fälscher, der sich durch seinen absichtlich falschen Sprachgebrauch 
auch noch selbst verrät. Zu dieser Art von Fälscherclub gehört auch Eugen 
Brysch von der Deutschen Hospiz-Stiftung.  
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Verlassen wir nun die Gründungsphase unseres Vereins und wenden wir uns 
den in den letzten fünf Jahren bemerkenswerten Vorgängen zu, die im Umfeld 
der Diskussion um eine vernünftige Sterbehilfe in Deutschland zu verzeichnen 
sind. 

Bei den negativen Vorgängen gilt es vorerst einmal, festzustellen, dass die 
bisherigen politischen Bemühungen, das Strafrecht auszuweiten, um dadurch die 
Diskussion um Sterbehilfe und konkrete Suizidbeihilfe einzuschränken, bislang 
gescheitert sind. 

Es war noch Frau Ministerin Heister-Neumann, die seinerzeit in Niedersach-
sen eine Bundesratsinitiative ihres Landes vorbereitet hatte. Damit sollte der 
Bundestag aufgefordert werden, die «geschäftsmäßige Vermittlung von Gele-
genheiten zur Selbsttötung» unter Strafe zu stellen. Ihr Vorstoß scheiterte noch 
im Lande Niedersachsen selbst: Die CDU-Ministerin war damit vorgeprescht, 
ohne die mit der CDU in einer Koalition verbundene FDP vorher um ihre Mei-
nung zu fragen. Das harmlos tönende Wort «geschäftsmäßig» hätte im Übrigen 
bedeutet, dass jedermann, der mindestens zweimal eine Suizidbeihilfe erbracht 
hätte, strafbar geworden wäre. 

Nach dem Scheitern des Vorstoßes in Niedersachsen übernahmen die drei 
damals rein CDU-regierten Bundesländer Saarland, Hessen und Thüringen den 
Heister-Neumann’schen Entwurf und brachten ihn am 27. März 2006 im Bun-
desrat ein.  

Unser Verein reagierte darauf mit einer ausführlichen Kommentierung dieses 
Entwurfes und des dazugehörigen erläuternden Berichts der drei Länder. Darin 
wiesen wir vor allem nach, dass ein derartiger Strafrechtsartikel sich sowohl im 
Widerspruch zum Grundgesetz als auch im Widerspruch zur Europäischen Men-
schenrechts-Konvention befinden würde. Diese Kommentierung ließen wir den 
Mitgliedern des Bundesrates sowohl in einer Lang- als auch in einer Kurzfas-
sung zugehen.  

Im Bundesrat war der Entwurf den drei Ausschüssen für Recht, Inneres und 
Gesundheit zugewiesen worden; der Rechtsausschuss war federführend. Rechts- 
und Gesundheitsausschuss empfahlen schliesslich, den Gesetzesentwurf dem 
Bundestag zu unterbreiten, der Innenausschuss jedoch war gegenteiliger Auffas-
sung.   

In der Folge wurde dieser Entwurf fallen gelassen, und ein Entwurf der Län-
der Baden-Württemberg und Bayern beraten, welcher darauf abzielte, «gewerb-
liche und organisierte Suizidhilfe» strafrechtlich zu verfolgen.  

Was dann passierte, schilderte Hans-Jürgen Leersch in der offiziellen Zeitung 
des Deutschen Bundestags «Das Parlament» vom 7. Juli 2008 wörtlich  so: 

«Von den Unions-Ländern verweigerten Nordrhein-Westfalen und Nie-
dersachsen dem Entwurf die Unterstützung. Von der SPD-Seite gab es 
ebenfalls keine Hilfe. Länder wie Berlin und Rheinland-Pfalz sprachen 
sich strikt gegen den Entwurf aus. Eine Sprecherin des Justizministeriums 
in Mainz hatte den Entwurf als völlig unverhältnismäßig kritisiert. Er ste-
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he im Widerspruch zur geltenden Straffreiheit der Suizid-Beihilfe. "Wenn 
man so etwas juristisch ausarbeitet, muss es auch sauber sein", verlangte 
die Sprecherin.  

Am Vorabend der Bundesratssitzung war in einem Gespräch der Unions-
Ministerpräsidenten mit Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) nach ei-
ner Lösung gesucht worden. Klar war, der Entwurf musste vom Tisch, 
aber es durfte in der Öffentlichkeit auch nicht der Eindruck entstehen, die 
Politik sei nicht handlungsfähig.  

Auch der SPD-Vorsitzende, der rheinland-pfälzische Ministerpräsident 
Kurt Beck, wurde eingeschaltet. Er verhandelte mit seinem baden-
württembergischen Kollegen Günther Oettinger (CDU) über Möglichkei-
ten, das Problem bei Gesichtswahrung aller Beteiligten zu lösen.  

Die Lösung  

Beck und Oettinger einigten sich auf einen Antrag, der im Bundesrat so-
fort eine große Mehrheit fand. In Deutschland zeichne sich eine Entwick-
lung ab, die zum Ziel habe, die Beihilfe zur Selbsttötung in gewerblicher 
Form anzubieten. "Hier besteht die Gefahr, dass aus einer momentanen 
Verzweiflungssituation die unumkehrbare Entscheidung zum Suizid ge-
troffen wird, die ohne die erleichterte Verfügbarkeit von zur Selbsttötung 
geeigneten Mitteln und Gegenständen nicht erfolgt wäre", heißt es in dem 
Antrag. Es widerspreche dem Menschenbild des Grundgesetzes, wenn mit 
dem Suizid und dem Leid von Menschen Geschäfte gemacht würden. 
"Einer ‚Kommerzialisierung des Sterbens' muss unter allen Umständen 
Einhalt geboten werden". Es müsse daher ein Straftatbestand geschaffen 
werden, mit dem die gewerbliche Suizid-Beihilfe unter Strafe gestellt 
werde.  

Für den umstrittenen Punkt des alten Länder-Entwurfs gab es nur einen 
Prüfauftrag: "Zu prüfen bleibt, inwieweit auch die Gründung einer Verei-
nigung und eine maßgebliche Rolle in einer solchen Vereinigung unter 
Strafe gestellt werden kann." Noch in diesem Jahr müsse gesetzgeberisch 
gehandelt werden.» 

Das Jahr 2008 ging dann jedoch an seinem 31. Dezember zu Ende, ohne dass 
gesetzgeberisch gehandelt worden wäre, und bis heute ist solches gesetzgeberi-
sches Handeln nicht zu vermelden.  

Zwar hat das Land Rheinland-Pfalz – wohl als Reaktion auf Vorgehenswei-
sen des früheren hamburgischen Justizsenators Roger Kusch und seines Sterbe-
hilfe-Vereins – am 7. Mai 2010 den Entwurf eines Gesetzes zur Strafbarkeit der 
Werbung für Suizidbeihilfe in den Bundesrat eingebracht. Es sollen mit dem 
Gesetzentwurf solche Werbemaßnahmen erfasst werden, die grob anstößig oder 
allein auf kommerzielle Gewinnerzielung ausgerichtet sind. Doch auch hier stel-
len sich grundrechtlich die analogen Fragen wie bei den früheren zwei Vorstö-
ßen. Es ist nicht damit zu rechnen, dass diese Art von Hornberger Schiessen zu 
irgendeinem nennenswerten Erfolg führen wird.1  
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Wir dürfen somit bezüglich solcher gesetzgeberischer Vorstösse mit einiger 
Genugtuung zur Kenntnis nehmen, dass zufolge der Garantien des Grundgeset-
zes als auch zufolge der Garantien der Europäischen Menschenrechts-Konven-
tion dem Gesetzgeber die Hände gebunden sind: Gesetzgebung scheint kein Mit-
tel zu sein, um uns bei unseren Kampf für die Verwirklichung des von uns so 
genannten «letzten Menschenrechts», selber darüber zu bestimmen, wann unser 
eigenes Leben zu Ende gehen soll, in den Arm fallen zu können. 

 

Sollte jemals der Gesetzgeber dennoch solches versuchen, darf er versichert 
sein, dass sein Tun zum Gegenstand von Auseinandersetzungen vor dem Bun-
desverfassungsgericht und dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 
in Strassburg werden wird. 

Dabei sei eines deutlich gesagt: Wir kennen bislang niemanden in der ganzen 
Welt, geschweige denn in Deutschland, der aus Suizidbeihilfe ein Geschäft ma-
chen will, der also auch nur nach persönlichem finanziellen Gewinn strebt, ge-
schweige denn, dass jemand gar gewinn- oder eigensüchtig eingestellt wäre.  

 

Wenden wir uns nun positiven Entwicklungen zu, die wir in den letzten fünf 
Jahren durch unsere Aktivität mit angestoßen haben. 

Da wäre wohl zeitlich an erster Stelle der Deutsche Juristentag des Jahres 
2006 in Stuttgart zu nennen. Dieser 66. Juristentag, an welchem mehr als 3'000 
Juristen teilgenommen haben, hat am 20. September 2006 mit grosser Mehrheit 
und nachdrücklich verlangt, in Deutschland Sterbehilfe gesetzlich zu ermögli-
chen. Er verlangte, dass Patientenverfügungen verbindlich sein sollen. Und er 
postulierte, dass Behandlungsabbrüche und das Unterlassen lebenserhaltender 
Maßnahmen auch schon vor der Sterbephase rechtlich erlaubt sein sollen. Dabei 
solle im Strafgesetzbuch ausdrücklich klar gestellt werden, dass sich Ärzte in 
solchen Fällen nicht strafbar machen. Eine Mehrheit hat zudem befürwortet, 
Menschen nicht mehr zu bestrafen, wenn sie es unterlassen, einen anderen nach 
einem freiverantwortlichen Selbsttötungsversuch zu retten. Auch sollen Ärzte 
beim Suizid eines Schwerstkranken helfen dürfen, wenn dessen Leiden nicht 
ausreichend gelindert werden kann und er sich freiverantwortlich dafür ent-
scheidet. Damit wurde eine Abkehr vom bisherigen Standesrecht der Mediziner 
verlangt, welches ausnahmslos ärztliche Beihilfe verboten hat mit der Begrün-
dung, Mediziner seien nach dem Berufsrecht auch beim Freitod zur Lebensret-
tung verpflichtet. 

 

Einen Teil dieser Forderung hat der Deutsche Bundestag mittlerweile ver-
wirklicht, als er dann endlich, am 18. Juni 2009, mit vielen Stimmen aus allen 
Fraktionen festgelegt hat, dass Patientenverfügungen von Ärzten und Heimen 
unbedingt zu beachten sind, und dass es für das Aufstellen von Patientenverfü-
gungen keine einschränkenden bürokratischen Hemmnisse geben dürfe. Nie-
mand braucht sich zu wundern, dass Leute wie Bundesärztekammerpräsident 
Hoppe oder Hospiz-Stiftungs-Geschäftsführer Brysch diese Entscheidung des 
Bundestages harsch kritisiert haben: Die Zeit und die Vernunft überrollen nach 
und nach die Ewig-Gestrigen.  
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Ein weiterer wesentlicher Erfolg mit Ausstrahlungskraft jedenfalls für ganz 
Europa wurde sodann am 3. November 2006 in der Schweiz mit Hilfe unseres 
schweizerischen Schwester-Vereins errungen. An jenem Tage anerkannte das 
höchste schweizerische Gericht, das Schweizerische Bundesgericht, dass es dem 
Grundsatze nach ein Menschenrecht auf Sterben gibt. Wörtlich erklärte diese 
Instanz im Urteil BGE 133 I 58, unter anderem gestützt auf die Europäische 
Menschenrechtskonvention (EMRK), als erstes nationales Höchstgericht der 
Welt:  

«Zum Selbstbestimmungsrecht im Sinne von Art. 8 Ziff. 1 EMRK gehört 
auch das Recht, über Art und Zeitpunkt der Beendigung des eigenen Le-
bens zu entscheiden; dies zumindest, soweit der Betroffene in der Lage 
ist, seinen entsprechenden Willen frei zu bilden und danach zu handeln.»  

Noch ist dieses Recht auf Sterben von Seiten des Schweizerischen Bundesge-
richtes in praktischer Hinsicht nicht ausreichend ausgestaltet worden: seiner 
Auffassung nach braucht es stets das Einverständnis eines Arztes, welcher ein 
entsprechendes Rezept ausstellt. Und für Personen mit psychischen Störungen 
verlangt es gar ein «vertieftes fachärztliches Gutachten» darüber, dass eine sol-
che Person einerseits urteilsfähig sei, und dass anderseits deren Sterbewunsch 
nicht einfach Ausdruck des Symptoms einer Depression sei. Das Gericht hat 
damals nicht damit gerechnet, dass sich die Fachärzte in der Schweiz praktisch 
vollständig weigern werden, derartige Gutachten zu erstellen. Es hat auch nicht 
die Frage erwogen, wie das denn bei Personen zu regeln wäre, die zwar nicht 
krank, aber schlicht lebenssatt sind, und dass Ärzte Medikamente von Gesetzes 
wegen nur dann verschreiben dürfen, wenn eine medizinische Indikation vor-
liegt. Wie es in dieser Hinsicht weitergeht, ist somit einstweilen noch offen und 
möglicherweise neuen gerichtlichen Verfahren vorbehalten. 

Doch damit ist eine Entwicklung vorgespurt worden, die aller Wahrschein-
lichkeit nach nicht mehr wird aufgehalten werden können. Inzwischen liegen 
beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte zwei Beschwerden, die eine 
gegen die Schweiz, die andere gegen Deutschland, in welchen es um dieses 
Recht geht. Man wird wohl in Bälde sehen, ob diese höchste gerichtliche Instanz 
innerhalb der Staaten des Europarates das vom Schweizerischen Bundesgericht 
vorgespurte Menschenrecht tatsächlich praktisch anwendbar gestalten wird. 

Zurück zur Entwicklung in Deutschland. Da ist mittlerweile festzustellen, 
dass es die von Bundesärztekammerpräsident Hoppe vorgespiegelte Einheits-
front der Ärzte gegen eine vernünftige Sterbehilfe offensichtlich nicht gibt und 
wohl auch nie gegeben hat. Im Auftrag der Bundesärztekammer hat das Allens-
bacher Instituts für Demoskopie zu diesem Thema in der Zeit vom 14. August 
bis zum 7. September 2009 eine repräsentative Auswahl von 527 Ärzten in 
Deutschland, die entweder in einer eigenen Praxis oder an Krankenhäusern tätig 
sind, zu ihren Erfahrungen und Auffassungen in Bezug auf Sterbewünsche von 
Patienten befragt. Jeder zweite Hausarzt und jeder dritte Arzt insgesamt hat an-
gegeben, schon einmal von einem Patienten oder von Angehörigen eines Patien-
ten um Beihilfe zum Suizid gebeten worden zu sein. Eine grosse Mehrheit der 
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Ärzte hat für einen solchen Wunsch Verständnis. Für mehr als jeden dritten Arzt 
käme unter bestimmten Voraussetzungen eine solche Hilfe in Frage. 

Das ist doch bemerkenswert und zeigt, dass die unnachgiebig-stur-unver-
nünftige Haltung nicht nur von Bundesärztekammerpräsident Hoppe, sondern 
auch von anderen Funktionären dieser übrigens vollständig privaten Organisati-
on, der keinerlei hoheitliche Aufgaben zustehen, als von der Gesamtheit der 
Ärzte nicht legitimiert zu bezeichnen ist. Es ist demzufolge zu erwarten, dass 
sich auch in diesem als monolithisch dargestellten Block des Widerstandes die 
längst bestehenden Risse erweitern und die Verhältnisse verändern werden. 

Schliesslich ist in dieser Übersicht noch zu erwähnen, dass auch im juris-
tisch-gerichtlichen Bereich der Bundesrepublik Deutschland erfreulicherweise 
ein Trend in Richtung Vernunft festgestellt werden kann.  

Einerseits hat der Bundesgerichtshof in Karlsruhe am 25. Juni 2010 in der 
Strafsache gegen den Münchener Medizin-Rechtsanwalt Wolfgang Putz ein be-
merkenswertes Urteil gefällt und dessen Freispruch beschlossen. In dem Urteil 
hat der Bundesgerichtshof klar gemacht, dass Pflegeheime eine Magensonde 
nicht verwenden dürfen, um einen Patienten, der sterben will, am Sterben zu 
hindern. In dem Urteil ist deutlich gemacht worden, dass das Selbstbestim-
mungsrecht des Menschen in dieser Hinsicht jedem anderen Interesse vorzuge-
hen hat.  

Wundern Sie sich nicht: Auch dagegen hat natürlich Herr Brysch wieder öf-
fentlich gekläfft. Man muss solche Urteile wohl tiefer hängen, damit – wie Jo-
hann Nepomuk Nestroy einmal sagte –, «die Hunde es auch lesen können». 

Und zuguterletzt kann ich berichten, dass die Staatsanwaltschaft München I 
am 30. Juli 2010 ein ganzes Kapitel unsinniger Urteile früherer Richter des 
Bundesgerichtshofes hinweggefegt hat – von Richtern, die nota bene ihre Aus-
bildung teilweise noch während der Zeit des Dritten Reiches erfahren hatten. 
Die Staatsanwaltschaft München I hat eine Strafuntersuchung gegen Kinder ei-
ner Ärztin eingestellt, die bei deren frei verantwortlichem Suizid mit einer be-
sonderen Medikamenten-Kombination anwesend waren und dabei jegliche Ret-
tungsmaßnahme unterlassen hatten.  

Frühere Urteile des Bundesgerichtshofes gingen noch davon aus, dass auch 
in einem solchen Falle der Eintritt der Bewusstlosigkeit rechtlich zu einem «Un-
fall» führe. Dadurch waren Angehörige oder Ärzte verpflichtet, «Rettung» zu 
organisieren. Denn es komme, so das damalige Urteil des BGH aus der ersten 
Hälfte der Fünfzigerjahre des letzten Jahrhunderts, auf den Willen eines «Selbst-
mörders» überhaupt nicht an.  

Wörtlich führte dazu die Staatsanwaltschaft München I in ihrem Einstel-
lungsbeschluss aus: 

«Dieser Grundsatz wurde jedoch in der späteren Rechtsprechung relati-
viert. Der Bundesgerichtshof entschied, dass eine eigenverantwortlich 
gewollte und verwirklichte Selbsttötung nicht dem Tatbestand eines Tö-
tungsdelikts unterfalle . . . Auch später entschied er, dass er der vorge-
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nannten Entscheidung weiterhin zuneige und einem freiverantwortlich ge-
fassten Selbsttötungsentschluss eine stärkere rechtliche Bedeutung bei-
messen wolle . . . Abschliessend geklärt hatte der Bundesgerichtshof diese 
Frage jedoch mangels Entscheidungserheblichkeit dort nicht. 

Der frühere Grundsatz, dass eine absolute Rettungspflicht des Garanten 
bestehe, erfuhr später auch dadurch eine Einschränkung, dass eine Ret-
tungspflicht sowohl nach § 13 StGB wie auch nach § 323 c StGB erst mit 
der  Handlungs-  bzw.  Bewusstlosigkeit  des  Suizidenten einsetzen sollte 
. . . Erst ab diesem Zeitpunkt gehe die Tatherrschaft auf den Garanten 
über, so dass aus der straflosen Beihilfe zum Selbstmord ein tatherrschaft-
liches Tötungsdelikt werde. 

Auch diese Konstruktion führt jedoch zu unauflösbaren Wertungswider-
sprüchen: Demnach dürfte ein Angehöriger oder Arzt straflos einen Sui-
zidenten bei der Realisierung seines Tötungsentschlusses unterstützen – 
etwa indem er Gift besorgt – um dann nach Einnahme des Giftes zur Ret-
tung verpflichtet zu sein. 

Vorzugswürdig erscheint deshalb die durch das OLG München im Fall 
„Hackethal“ vertretene Ansicht, wonach bei einer gegebenen Garanten-
stellung die sich daraus ergebende Garantenpflicht durch den freiverant-
wortlich gefassten Selbsttötungswillen des Suizidenten eingeschränkt 
wird . . . 

Entscheidend ist daher der sicher feststellbare oder mutmaßliche Wille des 
Suizidenten. Einem Angehörigen kann kein strafrechtlicher Vorwurf ge-
macht werden, wenn er den ernsthaften Todeswillen seines Angehörigen 
respektiert und nicht sofort bei Verlust der Handlungsfähigkeit und des 
Bewusstseins ärztliche Hilfe ruft, oder sonstige Rettungsmaßnahmen ein-
leitet.» 

Auch die neuere Rechtsprechung misst dem Selbstbestimmungsrecht ei-
nes Menschen demgemäß höhere Bedeutung bei als früher. Der 12. Zivil-
senat des Bundesgerichtshofs hat insoweit entschieden, dass auch wenn 
ein Patient einwilligungsunfähig ist und sein Grundleiden einen irrever-
siblen tödlichen Verlauf genommen hat, lebenserhaltende oder lebensver-
längernde Massnahmen unterbleiben müssen, wenn dies einem zuvor – 
etwa in Form einer sogenannten Patientenverfügung – geäusserten Willen 
entspricht. Dies folge aus der Würde des Menschen, die es gebiete, sein 
im einwilligungsfähigen Zustand ausgeübtes Selbstbestimmungsrecht 
auch dann noch zu respektieren, wenn er zu einer eigenverantwortlichen 
Entscheidung nicht mehr in der Lage ist . . . Dieser Entscheidung lässt 
sich auch für den strafrechtlichen Bereich entnehmen, dass die freiver-
antwortlich getroffene Entscheidung eines Menschen auch nach Eintritt 
der Handlungsunfähigkeit bzw. der Bewusstlosigkeit verbindlich sein 
soll.» 
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Diese Entscheidung lässt es nun jedenfalls vorerst theoretisch denken, dass 
auch Menschen in Deutschland bei einem Suizid in ähnlicher Weise begleitet 
werden können, wie das in der Schweiz der Fall ist, sofern bestimmte Bedin-
gungen erfüllt sind. Die erste Bedingung besteht darin, dass im konkreten Fall 
ein Arzt bereit ist, einer sterbewilligen Person das Rezept für eine wirksame 
Medikamentenkombination auszustellen. Dieser Arzt wird gleichzeitig benötigt, 
um bescheinigen zu können, dass bei der betreffenden Person keinerlei Anzei-
chen einer fehlenden Geschäftsfähigkeit festzustellen gewesen sind. Notwendig 
ist auch, dass der Wille, das eigene Leben selbst zu beenden, über eine gewisse 
Zeitdauer nachgewiesen werden kann. Dieser letztere Nachweis kann durch 
schriftliche Äusserungen der betreffenden Person selbst erbracht werden.  

Was in Deutschland leider noch nicht möglich ist, ist der Einsatz des Medi-
kaments Natrium-Pentobarbital, wie das in der Schweiz der Fall ist.  

Ich wende mich nun einigen grundsätzlichen Überlegungen zu, die sich im 
Zusammenhang mit der Debatte um Sterbehilfe, insbesondere um die organisier-
te Beihilfe zum Suizid, aufdrängen.  

Lassen Sie mich zuerst darauf hinweisen, dass die öffentliche Debatte in al-
lererster Linie an einem gehörigen Mass Verhältnisblödsinn leidet. Das ist ein 
starkes Wort, doch es hat seine Berechtigung.  

Alle unsere Gegner betonen immer und immer wieder, es gehe ihnen beim 
Kampf gegen unsere Ideen darum, das Leben von Menschen zu schützen; wir 
seien dagegen eine Organisation, welche schlimmstenfalls Menschen rasch zu 
einem Suizid verhelfen und dabei gute Geschäfte machen wolle.  

Dagegen ist einzuwenden: Den behaupteten Einsatz unserer Gegner für das, 
was sie «Leben» nennen, vermissen wir praktisch vollständig, womit deren Be-
hauptung unwahr ist.  

Fragt man sich nämlich, wo in unserer deutschen Gesellschaft Leben am 
meisten bedroht ist, dann können wir zwei Bereiche konkreter und gewaltiger 
Gefährdung von Leben feststellen: 

1. Durch die riesige Zahl von Suizidversuchen, die Jahr für Jahr in der 
Bundesrepublik Deutschland vorgenommen werden.  

Nach amerikanischen Forschungsergebnissen aus den Siebzigerjahren 
des vergangenen Jahrhunderts gelingt nur gerade jeweils einer auf 
fünfzig Versuche. 49 jedoch misslingen. Dies sehr oft mit katastropha-
len Folgen sowohl für die Gesundheit und Unversehrtheit der sterbe-
willigen Personen als auch mit schweren finanziellen Folgen für die 
gesamte Gesellschaft. Die Angabe darüber, dass das Verhältnis bis zu 
49 zu 1 betragen kann, stammt übrigens von der Schweizer Bundesre-
gierung aus dem Jahre 20022. 

2. Durch die grosse Anzahl von Toten und Verletzten, welche durch den 
motorisierten Verkehr auf den Strassen verursacht werden.  
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In beiden Bereichen vermissen wir ausreichende und glaubwürdige Anstren-
gungen unserer Gegner, um die gewaltigen Zahlen an Toten und Verletzten zu 
reduzieren.  

Anstatt sich in diesen Bereichen nützlich zu betätigen, rufen unsere Gegner 
ein grosses Geschrei hervor, weil Jahr für Jahr ein paar wenige Dutzend Men-
schen aus Deutschland von DIGNITAS in der Schweiz bei einem Suizid begleitet 
werden. 

DIGNITAS jedoch kann leicht nachweisen, dass wir eine weit grössere Anzahl 
von möglichen Suiziden vermeiden. Unsere Beratung von Mitgliedern und 
Nicht-Mitgliedern führt nämlich dazu, dass viele Menschen, denen für die Lö-
sung ihrer Probleme nur gerade der Suizid einfällt, nach dem Kontakt mit uns 
auch andere Lösungen, nämlich solche zum Leben hin, nicht nur erwägen, son-
dern auch wählen. 

Wir sind überzeugt davon, dass Menschen, die aus irgendeinem Grunde sui-
zidal werden, die Möglichkeit haben müssen, angstfrei mit anderen darüber zu 
reden. Sie sollen nicht befürchten müssen, in die Psychiatrie eingewiesen zu 
werden. Sobald die Möglichkeit besteht, im Gespräch den Gründen nachzufor-
schen, welches Problem dazu geführt hat, dass jemand nicht mehr leben möchte, 
besteht auch die Chance, für das auslösende Problem eine andere Lösung als 
jene des Suizids zu finden – wenn es sie denn gibt. Fehlt sie, oder wird sie nicht 
angenommen, erscheint es uns besser, dem Menschen bei einem Suizid behilf-
lich zu sein, als ihn der Gefahr auszusetzen, mit einem Suizidversuch schwer 
verletzt zu scheitern. Dass außer in wirklich dringenden Fällen dabei keine Eile 
herrschen soll, ist selbstverständlich. 

Warum aber treten unsere Gegner gegen uns an? Weil es ihnen nicht um den 
Menschen, sondern um Macht geht, welche ganz direkt mit wirtschaftlichen In-
teressen zu tun hat. Das ist im Zusammenhang mit der Suizidproblematik nun 
nicht etwa grundsätzlich neu: Schon im Altertum gab es Bestrebungen, den Sui-
zid als solchen einzudämmen, ja zu bestrafen. Eines dieser Motive war damals, 
zu vermeiden, dass teuer angekaufte Sklaven sich dem Sklavendienst durch Sui-
zid entziehen und damit das Vermögen ihres Herrn schädigten. Das andere: Sol-
daten sollten sich nicht durch Suizid ihrer Dienstpflicht entziehen können. Wer 
als Sklave oder Soldat einen Suizidversuch überlebte, riskierte hohe Strafen. 

Gibt es denn heute noch ähnliche Verhältnisse und Motivationen? Sie liegen 
jedenfalls nicht sehr fern.  

• Kirchen sind an Kirchensteuerpflichtigen interessiert; Tote rentieren 
eher wenig; 

• der Staat ist an Steuerzahlern interessiert; 

• Ärzte, Krankenhäuser, Pharmaunternehmungen und andere Betriebe 
der Krankheitsindustrie sind an Patienten interessiert; 

• Alten- und Pflegeheime sind an Pensionären interessiert. 

Das ist die eine Seite der Machtfrage.  
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Die andere ist noch viel einfacher strukturiert. Wo immer eine Verwaltung, 
sei sie staatlich, sei sie privat, vorhanden ist, besteht ein Interesse daran, be-
stimmte Vorgehensweisen aufrecht zu erhalten und nicht zu ändern. Deshalb 
sprechen Kenner dieser Verhältnisse spöttisch von einer «Verwaltungsverfas-
sung». Sie weist nur fünf Artikel auf: 

1. Das haben wir schon immer so gemacht. 

2. Das haben wir noch nie so gemacht. 

3. Da könnte ja jeder kommen! 

4. Wo kämen wir da hin? Und 

5. Wer sind Sie überhaupt? 

Ich will zum Abschluss dieser Ausführungen nur ganz kurz zeigen, wo sich 
bei einigen unserer Gegner derartige Interessen finden lassen.  

Betrachten wir doch einmal pars pro toto das Unternehmen, für welches je-
weils Eugen Brysch mit geblähten Nüstern in die Polemik-Posaune bläst, die so 
genannte «Deutsche Hospiz-Stiftung». In deren Stiftungsrat finden wir die fol-
genden Personen, welche in der Krankheitsindustrie in der Bundesrepublik 
Deutschland namhafte Interessen besitzen: 

• Im Stiftungsrat der Deutschen Hospiz-Stiftung sitzt Michael Wirtz. 
Er ist Gesellschafter und Beirat der umstrittenen Grünenthal GmbH 
in Aachen. Das ist jene Pharma-Firma, welche für die fehlenden 
oder missgebildeten Arme und Beine von Tausenden von Men-
schen verantwortlich ist, nachdem deren Mütter während der 
Schwangerschaft das Medikament Contergan (Thalidomid) einge-
nommen hatten.  

• Im Stiftungsrat sitzt Erich Prinz von Lobkowicz, der wichtige Posi-
tionen bei den Malteser-Hilfsdiensten in Deutschland wahrnimmt 
und seit 2006 auch Präsident der Deutschen Assoziation des Souve-
ränen Malteser-Ritterordens ist. 

• Im Stiftungsrat sitzt der Betriebswirt Eugen Münch, Gründer und 
Aufsichtsratsvorsitzender der Rhön-Klinikum AG in Neustadt an 
der Saale. 

• Im Stiftungsrat sitzt auch der langjährige Geschäftsinhaber einer 
der grössten Vermögensverwaltungsbanken Deutschlands, der 
BHF-Bank in Frankfurt am Main, Louis Graf v. Zech. 

Alle diese im Stiftungsrat vertretenen Unternehmungen sind insbesondere an 
Schwerkranken oder hochrentablen Unternehmen der Krankheitsindustrie inter-
essiert, denen sie ihre Produkte und Dienstleistungen verkaufen und damit hohe 
Gewinne generieren können. 

So etwa produziert Grünenthal das zu den meistverkauften Schmerzmitteln 
gehörende und von dieser Firma entwickelte Tramal; mehr als 50 % des Umsat-
zes von Grünenthal entfällt auf Schmerzmedikamente.  
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Auf diesem Hintergrund werden auch die wirtschaftlichen Interessen des 
Herrn Brysch ersichtlich.  

Als Schirmherrin der Stiftung und damit als publikumswirksames Aushänge-
schild und Galionsfigur fungiert die Schauspielerin Uschi Glas.  

Kommt hinzu, dass die «Deutsche Hospiz-Stiftung» selbst in der Hospizbe-
wegung sehr umstritten ist. Dort werden Vorwürfe laut, von den zwei Millionen 
Euro Spendeneingängen pro Jahr würden nur gerade mal zehn Prozent bei Hos-
pizen eintreffen; der grosse Rest werde für Verwaltung und offensichtlich auch 
für diese eigenartige Weise von Öffentlichkeitsarbeit verwendet, wie sie Eugen 
Brysch uns immer wieder vorgeführt hat.  

Die «Deutsche Hospiz-Stiftung» bezeichnet sich selbst als «Patientenschutz-
Organisation». Durch ihre Stellungnahmen gegen eine vernünftige Sterbehilfe, 
ja selbst gegen höchstrichterliche Urteile deutscher Gerichte in dieser Materie, 
erweckt sie allerdings den Eindruck, dass sie alles andere ist als dies – sondern 
sie erscheint uns als eine Tarnorganisation der deutschen Krankheitsindustrie 
zum Nachteil von Patienten, die nicht am Leben erhalten werden, sondern end-
lich selbstbestimmt und würdig sterben können möchten. 

Betrachten wir als zweites die Interessensphären beispielsweise der ehemali-
gen niedersächsischen Sozialministerin Ursula von der Leyen. Selbst Ärztin, ist 
sie mit einem Arzt verheiratet, der nicht einfach irgendwo in Hannover nieder-
gelassen ist und Patienten versorgt.  

Ihr Gatte, Heiko Echter von der Leyen, ist Arzt und Hochschullehrer; gleich-
zeitig aber ist er auch Unternehmer in der Krankheitsindustrie – er gründete die 
ARTISS GmbH, Hannover, für die er als Geschäftsführer tätig war. Die AR-
TISS GmbH hatte sich – in Zusammenarbeit mit der Medizinischen Hochschule 
Hannover (MHH) (Leibniz-Forschungslaboratorien für Biotechnologie und 
künstliche Organe / LEBAO) – die Entwicklung neuer biologischer Mitral-Herz-
klappen auf der Basis von körpereigenen Zellen (aus dem Gefäßsystem des 
Empfängers, oder auch Stammzellen aus seinem Blut oder Knochenmark) zum 
Ziel gesetzt. Ausserdem ist er Geschäftsführer der Hannover Clinical Trial Cen-
ter GmbH (HCTC). Diese ist von der medizinischen Hochschule und von der 
Hannoverschen Wirtschaftsentwicklungsgesellschaft der Landeshauptstadt und 
Region Hannover  «hannoverimpuls GmbH» gegründet worden. Die «Hannover 
Clinical Trial Center GmbH» wirkt in der medizinischen Forschung und rühmt 
sich ihrer nahen Verbindung mit der Medizinischen Hochschule Hannover 
(MHH) auf ihrer Website wie folgt: 

«HCTC bietet eine unabhängige professionelle Struktur mit starken 
akademischen Partnern. 

Kooperationen sind mit vielen Instituten der Medizinischen Hoch-
schule Hannover (MHH) etabliert. 

Die MHH wurde 1961 als Zentrum der Supramaximalversorgung 
gegründet. Sie verfügt über 18 medizinische Zentren mit 75 Abtei-
lungen und insgesamt über 1.400 Betten. Darüber hinaus kann die 



 15 

MHH auch auf Kapazitäten in den weiteren Krankenhäusern der 
Region Hannover zurückgreifen. Jährlich werden in der MHH ca. 
45.000 Patienten stationär und ca. 145.000 Patienten ambulant be-
handelt. 
Die MHH bietet das gesamte medizinische Spektrum eines Groß-
klinikums der Supramaximalversorgung an.» 

Es ist einigermassen klar, dass ein kleiner Verein wie DIGNITAS Hannover es 
machtmäßig nicht mit Unternehmungen der Krankheitsindustrie dieser Größen-
ordnungen aufnehmen kann. Es ist aber auch klar, dass solche Unternehmungen 
jede Störung ihrer Interessen und ihrer Kreise hart bekämpfen.  

Sie tun dies, soweit immer möglich, indem sie Macht ausüben. Sei es über 
angeheiratete Politikerinnen. Sei es über angestellte Geschäftsführende Vorsit-
zende. Sei es über Einflüsse auf Medien. Schliesslich geben solche Unterneh-
mungen jährlich viele Millionen Euro aus für Werbung3. Indem sie mit derart 
unlauteren Mitteln Menschen, die sterben möchten, dazu zwingen, weiterzule-
ben, machen sie Geschäfte auf Kosten dieser ärmsten der Armen –, und sie be-
zichtigen uns, ein Geschäft mit dem Tod machen zu wollen! 

Unsere Stärke liegt nicht auf dem Gebiete der wirtschaftlichen oder politi-
schen Macht.  

Unsere Stärke beruht auf der Idee unveräußerlicher Menschenrechte und auf 
einer gleichzeitig humanistischen und humanen Haltung sowie auf der bedin-
gungslosen Verteidigung der Selbstbestimmung des aufgeklärten Menschen ge-
genüber rein pekuniären Interessen einer aus dem Ruder gelaufenen Krankheits-
industrie.  

Dies ist die Basis, aufgrund welcher wir gestern gekämpft haben, heute 
kämpfen und morgen kämpfen werden.  

Dies ist die Basis, aufgrund welcher die Vernunft letzten Endes den Sieg 
über die Interessen und die Macht rücksichtslosen Mammons erringen wird. 

_____ 
1 Mittlerweile ist auch dieser Vorschlag im Deutschen Bundesrat jedenfalls einstweilen ge-
scheitert; dieser Tagesordnungspunkt 14 ist in der 876. Plenarsitzung vom 5. November 2010 
abgesetzt und das Geschäft  in die Ausschüsse zurückverwiesen worden.  
2 Siehe http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20011105 
3 Wie vorauszusehen war, sind diese Machtaspekte im Bericht der «Hannoverschen Allge-
meinen Zeitung» vom 6. Oktober 2010 über diesen Vortrag selbstverständlich mit keinem 
Wort erwähnt worden. Siehe: http://www.haz.de/Hannover/Aus-der-
Stadt/Uebersicht/Sterbehilfeverein-Dignitas-verzeichnet-starken-Zulauf-in-Hannover 

  
Vortrag, gehalten an der 2. außerordentlichen Mitgliederversammlung von  

DIGNITAS-Deutschland vom 4. Oktober 2010 in Hannover 
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